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Frieden. In Sicherheit zu leben, ohne dass Städte zerbombt werden. Sich frei bewegen zu können,
ohne Kontrollen. Eine Möglichkeit zurückzukehren. Die Olivenbäume, die niedergebrannt wurden,
wieder pflanzen zu können. Davon träumen viele. Doch was heißt das praktisch und wie kommen wir
dahin? Wir wollen im Folgenden erläutern und erklären, was wir meinen, wenn wir für ein freies,
säkulares und sozialistisches Palästina eintreten.

Es würde bedeuten, dass alle Bewohner:innen – egal welcher Religion oder Nation, unabhängig von
Hautfarbe, Herkunft, sexueller Orientierung oder Geschlecht nicht nur neben-, sondern miteinander
leben können. Praktisch würde es bedeuten, dass an Schulen alle Sprachen angeboten würden – ob
Hebräisch, Arabisch oder Jiddisch. Und dieses Angebot hört nicht dort auf, sondern erstreckt sich
auf alle staatlichen Institutionen und kulturellen Räume. Es würde bedeuten, dass
Palästinenser:innen und arabische Israelis nicht von höherer Arbeitslosigkeit betroffen sind, sondern
die Arbeit auf alle aufgeteilt wird. Es würde bedeuten, dass in Betrieben und öffentlichen
Einrichtungen Quotierungen eingeführt werden, sodass alle Zugang zu allen Berufen und Bereichen
haben und systematische Verarmung verhindert wird. Es würde bedeuten, dass das Rückkehrrecht
auch für alle Palästinenser:innen gilt und die Siedler:innenkolonien aufgelöst werden. Dass die
Bereiche, die in Schutt und Asche gelegt worden sind, wieder aufgebaut werden und Wasser,
Elektrizität, Wärme, Lebensmittel sowie medizinische Versorgung nicht mehr Mangelware sind,
sondern nach Bedarf für alle verfügbar – unter Kontrolle der Nutzenden und Arbeitenden.

Im Grunde handelt es sich dabei v. a. um grundlegende demokratische Rechte. Doch die Geschichte
von über 75 Jahren Vertreibung und Besatzung seit Gründung des Staates Israel zeigt, dass diese
durch Reformen oder die illusionäre Zweistaatenlösung nicht verwirklichbar sind. Dies gilt umso
mehr angesichts eines Vernichtungskrieges gegen die Bevölkerung Gazas, einer Bodenoffensive, der
bisher rund 40.000 Menschen – in der Mehrzahl Zivilist:innen – zum Opfer gefallen sind. Daher
scheint selbst die Verwirklichung von demokratischen Rechten als eine unfassbar weit entfernte
Utopie.

Der Grund dafür liegt darin, dass die Verweigerung ebendieser in die imperialistische Ordnung des
Nahen Ostens, wie sie nach 1945 etabliert wurde, in den zionistischen Staat von Beginn an
eingeschrieben ist. Eine demokratische Lösung des sog. Nahostkonflikts ist unmöglich, solange
Israel als rassistischer Staat existiert. Der Ausschluss und die Vertreibung der Palästinenser:innen
sind in seine Existenzweise eingeschrieben. Daher kann er auch nicht reformiert, sondern muss
revolutionär zerschlagen und durch einen binationalen sozialistischen Staat ersetzt werden.

Wir müssen dabei streng zwischen dem zionistischen Staat Israel und dem jüdischen Volk
unterscheiden. Die Existenz einer jüdischen Nation in Palästina, d. h. die Berechtigung von Millionen
Juden und Jüdinnen, dort zu leben, ist unleugbar und daher auch von Sozialist:innen zu verteidigen.
Genauso rückschrittlich ist jedoch auch die Erwartung, dass die Palästinenser:innen als
Staatsbürger:innen zweiter Klasse (wenn überhaupt) existieren müssen und sich unterzuordnen zu
haben.

Im Folgenden werden uns daher damit beschäftigen, welche Strategie nötig ist, um den heutigen
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Kampf gegen den völkermörderischen Krieg mit dem für ein sozialistisches Palästina zu verbinden,
und wie diese untrennbar mit dem Kampf gegen Zionismus und Imperialismus in der gesamten
Region und in den imperialistischen Ländern zusammenhängt.

Grundannahmen

Dabei ist es vollkommen klar, dass im Hier und Jetzt der Kampf für einen sofortigen
Waffenstillstand, den Rückzug der israelischen Arme und Öffnung der Grenzen für Hilfslieferungen
ohne jegliche Kontrollen und Bedingungen durch die Besatzungsmacht im Vordergrund aller
Bemühungen stehen muss. Denn die Bomben fordern hier und jetzt ihre Opfer, während gleichzeitig
mehr Land in der Westbank annektiert wurde und sich mehr Palästinenser:innen in israelischer Haft
befinden als je zuvor. Die Lage scheint manchen aussichtslos, vor allem, da die israelische Offensive
in aller Härte mehr als 7 Monate andauert. Doch wir glauben, dass es wichtig ist, nicht nur über
eine (dauerhafte) Waffenruhe zu reden. Denn letzten Endes verschafft diese zwar Milderung, aber
sie wird nicht die Unterdrückung und Gewalt beenden, der die palästinensische Bevölkerung
ausgesetzt ist. Das heißt nicht, dass man nicht auch für direkte Verbesserungen kämpft – einen
sofortigen Rückzug der israelischen Truppen beispielsweise.

Zeitgleich braucht es jedoch darüber hinaus eine Debatte darüber, was ein freies Palästina ist – und
wie wir dahin kommen. Deswegen halten wir es für notwendig, dass wir über Taktiken und
Strategien diskutieren und versuchen, aus der Vergangenheit zu lernen – um eine Einstaatenlösung
mit Rückkehrrecht für die Vertriebenen möglich zu machen. Bevor wir zu konkreten Forderungen
und Vorschlägen für die aktuelle Solidaritätsbewegung kommen, wollen wir ein paar
Grundannahmen festhalten:

1. These: Der palästinensische Befreiungskampf ist ein internationalistischer. Weder
können die aktuelle Situation drastisch verändert noch ein eigener Staat allein aus
Palästina oder Israel heraus selbst erkämpft werden.

Es ist klar: Ohne den jahrzehntlangen heroischen Widerstandskampf der palästinensischen Massen
wäre der „Konflikt“ längst reaktionär befriedet worden. Daher ist Solidarität mit ihm Voraussetzung
für jeden Internationalismus, auch wenn dies keineswegs bedeutet, die Politik der palästinensischen
Führungen zu unterstützen. Angesichts der militärischen Übermacht, dem Andauern des Konfliktes
und dem aktuellen Kräfteverhältnis vor Ort wird deutlich, dass selbst der entschlossenste
Widerstand alleine nicht ausreicht. Da der israelische Staat seitens der USA, Deutschlands und
anderer imperialistischer Mächte gestützt wird, braucht es massiven Druck, der nur seitens der
internationalen Arbeiter:innenklasse erbracht werden kann. Ob Massenproteste, Solidaritätsstreiks
und/oder Boykotte: Die Palette der Möglichkeit ist vielfältig.
Dabei muss auch deutlich werden, dass Solidarität keine Einbahnstraße ist. Ob nun beim Kampf in
Syrien gegen Assad, in Rojava gegen Erdogan oder in Kaschmir gegen die indische Besatzung –
Solidarität mit diesen Bewegungen ist nicht nur eine moralische Frage, sondern ein zentraler,
notwendiger Schritt um das Gelingen der jeweiligen Befreiungskämpfe zu sichern.

2. These: Der Kampf für ein freies Palästina kann nur erfolgreich sein, wenn er sich gegen
die imperialistische Machtinteressen richtet – und gegen die (ausländische wie
einheimische) Bourgeoisie.

Die Geschichte hat bereits gezeigt, dass eine Zweistaatenlösung nicht möglich ist. Stetiger Kampf
um Land sowie Ressourcen sorgt nicht nur für Vertreibung, sondern auch dafür, dass der Zugang zu
gewissen Ressourcen für einen Teil limitiert bleiben muss, solange diese Verteilung unter
kapitalistischen Verhältnisse stattfindet. So wie zwei Individuen nicht beide zur selben Zeit über
exklusives Privateigentum an etwas Gleichem verfügen können, können auch nicht zwei Völker



exklusives Eigentum an einem Territorium besitzen. Ebenso kann ein bürgerliches, kapitalistisches
Palästina nur möglich sein, wenn sich eine imperialistische Macht dazu entscheidet, als Schutzmacht
zu fungieren. Das bedeutet nicht nur Abhängigkeit und Ungewissheit, sondern Ausbeutung der
palästinensischen Bevölkerung durch diese – sowie die nationale Kapitalist:innenklasse. Dass das
keine Alternative sein kann, zeigen schon jetzt die Auswüchse der Korruption unter PNA
(Palästinensische Autonomiebehörde)- und Hamas-Verwaltung.

Die einzige fortschrittliche Lösung ist deshalb das Gemeineigentum, also die Vergesellschaftung der
wichtigsten Bestandteile der Wirtschaft. Das heißt: Wenn das Ziel ist, dass vorhandene Ressourcen
in der Region unter allen, die dort leben, gleichmäßig aufgeteilt werden sollen, dann bedarf es einer
Einstaatenlösung, bei der Produktionsmittel und Boden verstaatlicht werden und unter Kontrolle der
Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern stehen. Der Kampf gegen Besatzung, Zionismus und
Imperialismus muss also immer aktiv verbunden werden mit dem gegen Ausbeutung. Daraus
resultiert, dass der Kampf für ein befreites Palästina einer für ein sozialistisches, für einen
binationalen Arbeiter:innenstaat sein sollte – vor Ort und international.

3. These: Keine Befreiung ohne Revolution

Weder Besatzungsmacht noch Kapitalist:innen werden ihre Position friedfertig aufgeben. Das ist
dem Großteil der sich im Widerstand befindenden Kräfte klar. Die Taktik des Guerillakriegs baut auf
langfristigen Auseinandersetzungen mit einer militärischen Übermacht auf. Doch während die
militärischen Anstrengungen vor Ort dafür sorgen können, die Kosten der Besatzung in die Höhe zu
treiben – sie alleine können das Morden und systematische Unterdrückung nicht stoppen und
limitieren gleichzeitig die eigenen Mittel des Widerstandes.
Statt darauf zu hoffen, dass andere arabische Staaten oder der Iran sich in den Krieg hineinziehen
lassen, braucht es vielmehr den Aufbau einer internationalistischen Arbeiter:innenbewegung – die
sich auch in ihrem eigenen Interesse aktiv dazu entscheidet, in den Konflikt einzugreifen.

Darüber hinaus hat die 1. Intifada gezeigt, dass Massenproteste der gesamten Bevölkerung das
Mittel sind, am effektivsten den zionistischen Staat und seine scheinbare Allmacht erschüttern zu
können. Angesichts des Landraubs im Westjordanland, der bewaffneten Siedler:innen, die
willkürlich die palästinensischen Bewohner:innen drangsalieren und vertreiben, bedarf es einer
revolutionären Massenbewegung, die in einem Massenaufstand mündet. Die Erfahrung zeigt dabei,
dass alle großen Bewegungen wie Massenstreiks, Blockaden usw. bewaffneter
Selbstverteidigungsorgane bedürfen, um sich gegen die israelische Armee und rassistische und
faschistische bewaffnete Siedler:innen zur Wehr setzen zu können.

Eine revolutionäre Bewegung in Palästina und in den umliegenden arabischen Staaten ist zugleich
auch entscheidend, um die klassenübergreifende Einheit im zionistischen Staat aufzubrechen. Je
stärker der Kampf gegen die imperialistische Ordnung und Besetzung, umso eher werden Teil der
jüdischen Arbeiter:innenklasse in Israel ihr Vertrauen in den rassistischen Staat verlieren und für
den Bruch mit dem Zionismus gewonnen werden. Dann hat die Stunde der Revolution geschlagen.

4. These: Eine revolutionäre Partei und Internationale sind notwendig

Um den gemeinsamen Kampf in den verschiedenen Bereichen koordiniert führen zu können, braucht
es mehr als Bewegungen, Bündnisse, Kampagnen. Es braucht eine revolutionäre
Arbeiter:innenpartei und Internationale – in Palästina und weltweit. Eine revolutionäre Partei in
Palästina würde sich dabei vor allem auf die palästinensischen Lohnabhängigen

stützen müssen. Sie müsste zugleich die antizionistischen Teile der jüdischen Intelligenz und der
Arbeiter:innenklasse organisieren, enge Verbindungen zu revolutionären Parteien in den arabischen



Staaten und auf der gesamten Welt aufbauen, um den Kampf zu koordinieren.

1. Widerstand und Befreiungskampf in Palästina

Im gegenwärtigen Krieg, gegen den Angriff auf Gaza unterstützen wir den bewaffneten
palästinensischen Widerstand. Je länger sich dieser der IDF entgegenstellen kann, desto höher wird
der politische und materielle Preis für den Angriff und die Invasion.

Der Ausbruch der von der Hamas geführten Kräfte aus Gaza verkörperte selbst einen legitimen Akt
im nationalen Befreiungskampf. Unterdrückte haben das Recht, aus einem Territorium
auszubrechen, in dem sie vom unterdrückenden Staat über Jahre inhaftiert werden, ihre Versorgung
von diesem blockiert und rationiert wird, ein großer Teil der Bevölkerung zur Arbeitslosigkeit
verurteilt ist, wo immer wieder Infrastruktur, Wohnungen, Sozial- und Gesundheitseinrichtungen
zerstört werden.

Es ist im Kampf gegen nationale Unterdrückung natürlich legitim, die militärischen Institutionen
und Einheiten der unterdrückenden Macht anzugreifen, auf Raketenbeschuss mit Raketen zu
antworten. In allen Kriegen sind zivile Opfer unvermeidlich, obwohl mutwillige Grausamkeit
gegenüber Zivilist:innen nicht nur den Opfern schadet, sondern als Rechtfertigung für die weitaus
größere Grausamkeit der Unterdrücker:innen erscheint.

In Wirklichkeit ist auch nicht die Hamas Verursacherin solch Blutvergießens und Schreckens. Es ist
vielmehr der zionistische Staat Israel, der auf der rassistischen, kolonialistischen Vertreibung der
Palästinenser:innen basiert. Auf dieser Basis ist jede demokratische und fortschrittliche Lösung
unmöglich. Solange dieser herrscht, Palästina kontrolliert, Gaza und die Westbank als innere
Kolonien „verwaltet“, die Bevölkerung permanent vertreibt, enteignet, ghettoisiert, kann es keinen
Frieden und keine Gerechtigkeit geben.

Letztlich wird Gaza auch nicht von der Hamas oder irgendeiner anderen dort aktiven politischen
Kraft beherrscht, sondern vom israelischen Staat – ganz so wie Gefängnisse nicht von den
Gefangenen kontrolliert werden, selbst wenn sie sich innerhalb der Gefängnismauern „frei“
bewegen dürfen.

Als revolutionäre Marxist:innen stehen wir in entschiedener Feindschaft zur Strategie und Politik
der Hamas (wie aller islamistischen Kräfte) und ihrem politischen Regime. Ebenso lehnen wir die
willkürliche Tötung von oder Massaker an israelischen Zivilist:innen ab. Diese erleichtern es
Zionismus und Imperialismus offenkundig, ihren Großangriff auf Gaza auch in den Augen vieler
Arbeiter:innen als „Selbstverteidigung“ hinzustellen.

Es greift darüber hinaus viel zu kurz, willkürliche Tötungen von Zivilist:innen nur der Hamas oder
dem Islamismus anzulasten. Sie sind auch Ausdruck der viel umfassenderen, Jahrzehnte
andauernden Unterdrückung, der täglichen Erfahrung des Elends, Hungers, der Entmenschlichung
in Gaza durch die israelische Abriegelung. Aus der nationalen Unterdrückung erwächst der Hass auf
den Staat der Unterdrücker:innen und alle, die diesen mittragen oder offen unterstützen – und dazu
gehört auch die große Mehrheit der israelischen Bevölkerung und Arbeiter:innenklasse.

Der politische Kampf gegen die religiöse Rechte im Lager des palästinensischen Widerstands und
die Kritik an politisch falschen oder kontraproduktiven Aktionsformen dürfen keineswegs zu einer
Abwendung vom Kampf gegen die Unterdrückung führen. Heute, wo die westliche Propaganda die
realen Verhältnisse auf den Kopf stellt, müssen wir klar zwischen der Gewalt der Unterdrückten und
Unterdrücker:innen unterscheiden. Nur wenn die revolutionäre Linke und die Arbeiter:innenklasse
den Kampf um nationale Befreiung gegen den Zionismus und „demokratischen“ Imperialismus



unterstützen, werden sie in der Lage sein, eine politische Alternative zu islamistischen Kräften
aufzubauen. Nur so werden sie eine revolutionäre Partei bilden können, die den Kampf um nationale
Befreiung mit dem um eine sozialistische Revolution verbindet.

Dies beinhaltet notwendig auch die Beteiligung am Befreiungskampf und militärisch koordinierte
gemeinsame Aktionen. Es inkludiert eine Politik der antiimperialistischen Einheitsfront mit allen
Kräften des Widerstandes. In der Westbank und Israel unterstützen wir Solidaritätsaktionen mit der
Bevölkerung Gazas. Wir unterstützen Massenprotest und Streiks gegen die Besatzung. Wir
verurteilen und bekämpfen die weiter erfolgenden Angriffe und Morde an Palästinenser:innen durch
die israelischen Sicherheitskräfte und bewaffnete Siedler:innen.

Wir verurteilen insbesondere auch den Einsatz von Kräften der PNA gegen Protestierende und jede
Kollaboration mit der Besatzung. Diese reaktionären Angriffe auf die eigene Bevölkerung müssen
enden, die Kräfte der PNA müssen mit ihrer Rolle als Hilfspolizei des Zionismus brechen. Sie und
ihre Waffen müssen Aktionsausschüssen des palästinensischen Widerstandes unterstellt werden.
Eine neue Massenintifada ist angesagt.

Doch in Palästina ist nicht nur ein gemeinsamer Kampf nötig. Die Führungen des Befreiungskampfes
verfügen selbst über keine Strategie, die eine revolutionäre Lösung bringen kann. Hamas und
Islamischer Dschihad sind kleinbürgerlich-reaktionäre, islamistische Kräfte, wobei Erstere nicht nur
aufgrund ihrer militärischen Fähigkeiten, sondern auch aufgrund ihrer Wohlfahrtsprogramme eine
Massenbasis besitzt. Beide Organisationen verfolgen das reaktionäre Ziel einer Theokratie in
Palästina, beide verbinden Antizionismus mit Antisemitismus. Beide betrachten nicht die
Arbeiter:innenklasse als führende Klasse im Befreiungskampf, sondern ordnen diese und ihre
Klasseninteressen jenen des Kleinbürger:innentums und der Bourgeoisie unter dem Deckmantel
„islamischer Einheit“ unter. Es ist daher auch kein Zufall, dass ihre wirklichen internationalen
Verbündeten und Unterstützer:innen nicht die arabischen Massen, sondern reaktionäre islamistische
Regime wie die im Iran, in Katar und Saudi-Arabien oder Bewegungen wie die Hisbollah sind.

Die palästinensische Linke (PFLP und DFLP) ordnet sich faktisch der Führung der Hamas politisch
unter – ganz so, wie sie sich zu Zeiten der PLO der Fatah untergeordnet hatte. Die
„Ablehnungsfront“ gegen das Osloer Abkommen, die die palästinensische Linke mit Hamas,
Dschihad und anderen Gruppen gebildet hat, ist kein bloß zeitweiliges militärisches Abkommen,
keine Form der antiimperialistischen Einheitsfront, sondern im Grunde ein strategisches Bündnis,
das einer Unterordnung der palästinensischen Arbeiter:innenklasse gleichkommt.

Den bürgerlichen Programmen und der Etappentheorie, die die palästinensische Linke vertritt,
stellen wir ein Programm der permanenten Revolution entgegen. Wir treten für einen gemeinsamen,
binationalen, sozialistischen Staat in Palästina ein, der Palästinenser:innen wie Juden und Jüdinnen
gleiche Rechte gewährt, der allen vertriebenen Palästinenser:innen das Rückkehrrecht garantiert
und auf der Basis des Gemeineigentums an Land und großen Produktionsmitteln in der Lage ist, die
Ansprüche zweier Nationen gerecht und demokratisch zu regeln. Ein solcher Kampf wird nicht
durch Reformen erreicht werden können, sondern nur durch den revolutionären Sturz des
zionistischen Staates.

In Israel und Palästina treten wir auch für die möglichst enge Einheit im Kampf mit den
antizionistischen Kräften der israelischen Linken und Arbeiter:innenbewegung ein. Nur wenn die
Arbeiter:innenklasse mit dem Zionismus bricht, kann sie sich auch selbst befreien. Dabei verfolgen
wir auch eine Politik, jeden Bruch, jede Spaltung im zionistischen Lager auszunutzen, zu vertiefen
und im besten Fall Lohnabhängige vom Zionismus zu brechen.

Uns ist jedoch bewusst, dass die israelischen Lohnabhängigen über Jahrzehnte nicht nur an der



Unterdrückung, Vertreibung und Überausbeutung der palästinensischen Massen teilhatten, sondern
dass der Labourzionismus wie auch die „liberalen“ Zionist:innen selbst aktiv an der Vertreibung und
Unterdrückung beteiligt waren und sind.

So wichtig und richtig es ist, Spaltungen und Brüche im zionistischen Lager auszunutzen und zu
befördern, so dürfen wir uns keinen Illusionen über die Tiefe der Bindung der israelischen
Arbeiter:innen an den Zionismus hingeben. Wir müssen uns vielmehr darüber klar sein, dass deren
Masse wahrscheinlich erst unter dem Eindruck einer tiefen Krise des zionistischen kolonialistischen
Projekts für einen Bruch mit dem Zionismus gewonnen werden kann. Daher ist die Stärke des
palästinensischen Befreiungskampfes selbst ein zentraler Motor, um überhaupt Risse im Zionismus
zu vertiefen. Die antizionistische Linke in Israel hegt daher jedes Interesse am Erfolg des
palästinensischen Befreiungskampfes und muss diesen bedingungslos unterstützen. Die jüdisch-
israelische Arbeiter:innenklasse wird sich – wie jede Klasse, die den Kolonialismus ihrer „eigenen“
Bourgeoisie unterstützt – nur befreien können, wenn sie mit diesem bricht und das
Selbstbestimmungsrecht des palästinensischen Volkes anerkennt.

2. Die Arbeiter:innenklasse im Nahen Osten

Eine zentrale Rolle im Kampf für die Befreiung Palästinas kommt den umliegenden Nachbarländern
zu. Schon allein die Millionen palästinensischen Geflüchteten und die zentrale Rolle der
Geflüchtetencamps in Jordanien oder im Libanon für den palästinensischen Befreiungskampf zeigen,
dass dieser eng mit dem Schicksal der umliegenden Länder verbunden ist. So gab es im Zuge des
Vergeltungsschlags Israels gegen die palästinensische Bevölkerung Gazas massive Protestwellen in
den umliegenden Ländern. Im Irak, Iran, in Ägypten, Syrien und Jordanien sind Hunderttausende in
Solidarität mit den Palästinenser:innen auf die Straße gegangen. Diese Proteste stellen
Ansatzpunkte dar, die Arbeiter:innenklasse für revolutionäre Forderungen zu gewinnen.

a) Solidarität mit Palästina heißt Kampf dem Imperialismus!

Gleichzeitig hegen viele die Hoffnung, dass die dort Herrschenden Palästina befreien werden. Doch
solchen Illusionen müssen wir entschieden entgegentreten. Weder Nasser oder Chomeini haben
Palästina befreit, noch werden es El-Sisi oder Erdogan tun. Ihre Solidarität ist nicht mehr als ein
Lippenbekenntnis. Sie zeigen sich vermeintlich an der Seite des palästinensischen
Befreiungskampfes, um die eigene Bevölkerung zu besänftigen. Sie sind weder gewillt, in größerem
Umfang palästinensische Geflüchtete aufzunehmen, noch eine wirkliche Konfrontation mit den
imperialistischen Schutzmächten Israels zu suchen. Ihre zeitweilige zumindest verbale
Konfrontation mit Israel liegt mehr in ihrer Konkurrenz um die Gunst der imperialistischen Länder
begründet.

Außer den Huthis im Jemen hat kein Staat wirkliche Angriffe auf die imperialistische Präsenz
unternommen. Doch nicht einmal zu einer Verurteilung der Angriffe auf den Jemen und die Huthis
können sich sie meisten arabischen Regime durchringen. Ägypten könnte, wenn es denn wollte und
bereit zur Konfrontation mit den USA und der EU wäre, den Suezkanal für den internationalen
Warenverkehr sperren und so einen massiven wirtschaftlichen Druck auf die imperialistischen
Staaten ausüben. Doch statt dessen bringt man sich lieber als „Vermittler“ und Verbündeter ins
Geschäft.

Sie verraten den palästinensischen Befreiungskampf, sobald ihrer eigenen Stellung als Herrschende
oder ihren wirtschaftlichen Beziehungen zu den imperialistischen Ländern Gefahr droht, denn ein
wirklich befreites, sozialistisches Palästina würde selbstverständlich auch ihr eigenes Ende
bedeuten. Daher ist es nicht verwunderlich, dass neben Ägypten und Jordanien in den letzten Jahren
auch weitere Länder wie die Vereinigten Arabischen Emirate und Bahrain die Beziehungen zu Israel



normalisiert und es international anerkannt haben. Das heißt: Wir können wir uns im Kampf nur auf
Organisationen der Arbeiter:innenklasse verlassen, welche die heuchlerische Solidarität der
Herrschenden aufdecken muss.

Deswegen ist ein wichtiger Punkt, den Einfluss imperialistischer Kräfte wie USA, EU, Russland und
China auf die Region zurückzudrängen. Während die US-Invasionen der Vergangenheit die heutige
Realität maßgeblich prägen, so muss man auch gegen „das kleinere Übel“ kämpfen, wie den
russischen Imperialismus, der das Assadregime stützt. Die Praxis zeigt: Russland und China
vertreten ihre eigenen imperialistischen Interessen, auch ihre Solidarität mit Palästina kommt über
reine Lippenbekenntnisse, um Handelsbeziehungen aufzubessern, nicht hinaus.

Stopp aller Wirtschaftsbeziehungen mit, aller Waffenlieferungen an Israel!

Für die Offenlegung aller wirtschaftlichen und militärischen Abkommen sowie aller
Geheimverträge mit Israel!

Für die Schließung der Militärbasen der USA und ihrer Verbündeten in der Türkei und
im gesamten arabischen Raum!

Streiks, Blockaden und Arbeiter:innenboykott, um effektive Sanktionen gegen Israel
durchzusetzen und strategische Versorgungsgüter für seine imperialistischen
Unterstützer:innen zu blockieren.

b) Solidarität mit Palästina heißt Sturz der eigenen Regime!

Es muss der Zusammenhang aktiv dargestellt werden zwischen dem Leid der palästinensischen
Bevölkerung und dem Elend vor Ort. Nicht nur, dass die Regierungen sich weigern, ernsthafte
Maßnahmen im Interesse der Palästinenser:innen zu tätigen, sie tragen die Vorherrschaft und
Ausbeutung seitens der imperialistischen Mächte aktiv mit – und sorgen so für eine Verelendung der
Bevölkerung vor Ort. Doch wie? Ansatzpunkte für den Kampf können beispielsweise die
Verschlechterung der Lebensqualität vor Ort und die aktuell sehr hohe Inflationsrate sein.
Arbeiter:innen müssen in Protesten Forderungen, wie die gleitende Anpassung der Löhne an die
Inflation, aufwerfen und diese mit Streiks durchsetzen.

Die Solidaritätsproteste müssen genutzt werden, aus der aktuellen Defensive zu kommen, die
beispielsweise die Militärdiktaturen mit sich gebracht haben. Das schreibt sich leichter als getan,
schließlich agieren Revolutionär:innen und Linke vor Ort unter halb- oder illegalen Umständen. Aber
gleichzeitig bieten eben diese Proteste, die Möglichkeit, die Organisierungsarbeit wieder
aufzunehmen.

Die gemeinsame Organisierung mit palästinensischen Geflüchteten erhöht die Kampfkraft. Diese
muss mit der Forderung nach gleichen Löhnen und demokratischen Rechten für alle verbunden



werden. Revolutionär:innen müssen dabei für die Öffnung der Grenzen zu Gaza und der Westbank
kämpfen und eine Verbindung zum palästinensischen Befreiungskampf suchen.

Gegen Inflation! Für eine gleitende Lohnskala: 1 % Lohnzuwachs bei jedem Prozent
Anstieg der Lebenshaltungskosten! Wahl von Vertreter:innen aus Betrieben,
Elendsvierteln, Arbeiter:innenorganisationen, Frauen, Kleinhändler:innen und
Verbraucher:innen zur Ermittlung eines Lebenshaltungskostenindexes für die
Arbeiter:innen! Renten/Pensionen müssen gegen Inflation indexiert und vom Staat
garantiert werden und dürfen nicht dem Auf und Ab der Aktienbörsen überlassen
bleiben!

Kein Vertrauen in den kapitalistischen Staat und seinen Unterdrückungsapparat:

Abschaffung aller undemokratischen Elemente in kapitalistischen Verfassungen: Weg
mit Monarchien, zweiten Kammern, Exekutivpräsident:innen, ungewählten Gerichten
und Notstandsgesetzen!

c) Aus Fehlern lernen: Für einen zweiten Arabischen Frühling!

Dabei kann es jedoch nicht stehenbleiben. Es braucht das Aufflammen eines zweiten Arabischen
Frühlings, in welchem sich die Arbeiter:innen in den umliegenden Ländern gegen ihre eigenen
Unterdrücker:innen organisieren und die Bourgeoisie als herrschende Klasse stürzen. Das heißt
auch, aus den existierenden Erfahrungen Lehren zu ziehen.

Nicht nur der Erfolg des palästinensischen Befreiungskampfs ist in großem Maße davon abhängig,
ob es das Proletariat der umliegenden Länder schafft, den Klassenkonflikt zuzuspitzen, eigene
demokratische Organe aufzubauen, Industrien unter ihre Kontrolle zu stellen, das Kapital zu
enteignen und die Macht zu übernehmen. Auch die eigenen Despot:innen aus ihren Machtpositionen
zu jagen, hängt davon ab. Es ist  zentral, dass Arbeiter:innenstrukturen auf eine
Doppelmachtsituation hinarbeiten und schließlich die Macht erkämpfen, damit die Aufstände nicht
wieder in Militärputschen enden. Dabei müssen Revolutionär:innen die Verbindung der
palästinensischen Befreiung mit dem Kampf der Arbeiter:innenklasse in den Nachbarländern
aufzeigen und für Solidaritätsstreiks, also politische Streiks eintreten. Hier wird schnell deutlich,
dass es nicht nur den Aufbau von Arbeiter:innenräten in den Fabriken braucht, sondern auch
demokratische Selbstverteidigungsmilizen, um die Kämpfe zu verteidigen. Denn die Herrschenden
werden weder massenhafte Aufstände noch Generalstreiks zur Umsetzung politischer Forderungen,
geschweige denn den Aufbau von Arbeiter:innenräten in den Fabriken freiwillig dulden. Damit
massenhafte Aufstände und revolutionäre Situationen nicht im Sande verlaufen oder durch
konterrevolutionäre Bewegungen zunichtegemacht werden, braucht es die Kampfkraft der
internationalen Arbeiter:innenklasse. Das heißt, auch wir in den imperialistischen Ländern müssen
in Solidarität mit dem palästinensischen Widerstand auf die Straße gehen und den Klassenkampf vor
Ort zuspitzen.



Für die organisierte Selbstverteidigung von Arbeiter:innen, nationalen Minderheiten
und Jugendlichen! Enteignung des Großkapitals unter Arbeiter:innenkontrolle!

Für Regierungen der Arbeiter:innen und Bäuer:innen, die sich auf Räte und Milizen
stützen und die Wirtschaft auf Grundlage demokratischer Planung reorganisieren. Für
die permanente Revolution in Palästina und im Nahen Osten! Für revolutionär-
kommunistische Parteien als Teil einer wiedergegründeten Internationale!

3. Die Arbeiter:innenklasse im Westen

Ob Belgien, Italien oder die Niederlande: Welche positive Rolle die Arbeiter:innenklasse in den
westlichen Zentren spielen kann, haben bereits einige Vertreter:innen gezeigt. Sie sind dem Aufruf
der palästinensischen Gewerkschaften nicht nur mit warmen Worten begegnet, sondern mit Taten.
Doch wie kann die Kriegstreiberei insgesamt gestoppt werden?

a) Schluss mit der Komplizenschaft: Stoppt die Waffenlieferungen und Unterstützung der
Kriegsindustrie!

Der westlichen Arbeiter:innenklasse kommt insofern eine Schlüsselrolle zu, als diese Staaten auch
die wichtigsten wirtschaftlichen und militärischen Unterstützer und Verbündeten Israels sind.
Gewerkschaften sollen ihre Mitglieder dazu aufrufen, Waffenlieferungen an Israel zu blockieren.
Lohnabhängige in aller Welt sollten den gesamten Handel mit Israel auf dem Land-, See- und
Luftweg boykottieren. Versuche, solche Aktionen oder Kundgebungen zur Unterstützung Palästinas
als antisemitisch zu bezeichnen, müssen zurückgewiesen und entlarvt werden. In diesen Staaten
kämpfen wir gegen jede weitere militärische, finanzielle und ökonomische Unterstützung des
zionistischen Staates und seiner Angriffsmaschinerie.

Gegen Repression und für mehr Druck ist es zentral, dass die bestehenden Bewegungen sich
koordinieren und gemeinsame Aktionen, Forderungen und Slogans hervorbringen. Dabei stellen
Blockaden seitens der Arbeiter:innenklasse ein Mittel dar. Es braucht aber eine politische
Kampagne, die das Verbot jeglicher Waffenexporte und Unterstützung des Krieges in finanzieller
Form fordert. Statt Waffen braucht es medizinische Soforthilfe, statt finanzieller Unterstützung der
israelischen Kriegsindustrie Mittel zur sofortigen Versorgung der Bevölkerung und zum
Wiederaufbau Gazas – unter Kontrolle der Palästinenser:innen selbst, nicht durch irgendwelche
NGOs oder Statthalterregime.

Schluss mit Komplizenschaft: Für den sofortigen Stopp aller Waffenlieferungen nach
und finanzieller Unterstützung an Israel! Rückzug aller entsandten Streitkräfte aus
dem Nahen Osten und von der Mittelmeerküste! Für die Offenlegung aller Verträge!

Massive finanzielle Hilfe und Unterstützung ohne Auflagen für den Wiederaufbau der
Infrastruktur, des Gesundheits- und Bildungssystems, einschließlich eines
Impfprogramms, in Gaza und im Westjordanland, bezahlt von den imperialistischen
Mächten!

https://menasolidaritynetwork.com/2023/10/16/an-urgent-call-from-palestinian-trade-unions-end-all-complicity-stop-arming-israel/
https://menasolidaritynetwork.com/2023/10/16/an-urgent-call-from-palestinian-trade-unions-end-all-complicity-stop-arming-israel/


b) Schluss mit Repression und antimuslimischer Hetze!

Eine weitere Aufgabe bildet der Kampf gegen massive rassistische antipalästinensische und
antimuslimische Hetze, die seit Oktober massiv zugenommen haben. Sie versuchen dabei nicht nur,
den Widerstand der Palästinenser:innen zu diskreditieren, sondern helfen auch dem weiteren
Erstarken von rechten Kräften in den westlichen Staaten. Das heißt: Wir müssen der Hetze und
Kriegstreiberei, der offiziellen „öffentlichen“ Meinung, der sich fast alle politischen Parteien der
„Mitte“ – Konservative, Liberale, Grüne, Sozialdemokratie – wie auch jene der extremen Rechten,
aber selbst die meisten linksreformistischen Organisationen und die Führungen der Gewerkschaften
anschließen, entschlossen entgegentreten. Nur so – wenn wir Solidarität mit Palästina und den
Kampf gegen Chauvinismus und Rassismus der Führungen der Arbeiter:innenbewegung miteinander
verbinden – kann und wird es möglich sein, eine gemeinsame Solidaritätsbewegung für Palästina
aufzubauen, die sich auf die Migrant:innen und auf die fortschrittlichen und internationalistischen
Teile der Arbeiter:innenklasse stützt. Ebenso müssen wir gegen die Kriminalisierung der
Solidaritätsbewegung mit Palästina einstehen. Wir fordern die Entkriminalisierung aller
palästinensischen Organisationen und Vereine und die Streichung der sog. Antiterrorlisten der EU
und USA.

Volle demokratische Rechte für alle palästinensischen politischen Organisationen und
Vereine! Abschaffung aller sogenannten Antiterrorlisten der USA, EU oder anderer
Mächte!
Hände weg von der BDS-Kampagne und allen anderen Solidaritätskampagnen für
Palästina!
Für offene Grenzen, sichere Fluchtwege und Staatsbürger:innenrechte für alle!

Revolutionäre Organisation ist notwendig

Der Aufbau einer Massenbewegung, die sich vernetzt und koordiniert, ist mehr als notwendig. Aber
um Generalstreiks, Enteignung und die Zerschlagung bürgerlicher Staaten durchzusetzen, braucht
es Kräfte innerhalb der Bewegung, die dafür argumentieren und bereit sind, den Kampf aktiv
zuzuspitzen. Dies entsteht nicht aus reiner Spontanität. Die historischen Kämpfe der
Arbeiter:innenklasse haben gezeigt, dass diese aus sich heraus eher reformistisches Bewusstsein
tragen, sich demnach im Kampf spontan eher innerhalb der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse
bewegen. Das Verständnis für die Notwendigkeit der Zerschlagung des Kapitalismus geht darüber
hinaus und muss daher von außen in die Arbeiter:innenklasse hineingetragen werden. Dafür
brauchen wir ein revolutionäres Programm, das eine dialektisch-materialistische Analyse der
gesellschaftlichen Entwicklungen beinhaltet, vergangene und aktuelle Kräfteverhältnisse in den
Blick nimmt und daraus entsprechende Strategien und Taktiken entwickelt. Forderungen und
Grundannahmen dafür haben wir versucht zu skizzieren. Sie sollen uns Revolutionär:innen als
gemeinsame Handlungsgrundlage dienen und als Vermittlung zwischen revolutionärer Theorie und
Praxis fungieren. Wichtig dabei ist, dass sie an die spezifischen Situationen der verschiedenen
internationalen Kämpfe angepasst werden und an den jeweiligen Gegebenheiten ansetzen. Sie
müssen ein System von Übergangsforderungen darstellen, das die Brücke schlagen kann von
Minimalforderungen, die theoretisch schon im Kapitalismus umgesetzt werden könnten, über die
Grenzen kapitalistischer Herrschaft hinweg und dadurch die soziale Macht von der einen Klasse in
die Hände der anderen überführen.

Für uns ist der palästinensische Befreiungskampf kein Selbstzweck. Das stetige Morden, die
anhaltende brutale Unterdrückung mögen zeitweilig die Hoffnung rauben, aber die Geschichte ist



nicht zu Ende geschrieben. Der Kampf für ein befreites, sozialistisches Palästina ist notwendig für
alle Palästinenser:innen, die dort leben, für alle Palästinenser:innen, die zurückkehren wollen – und
für all jene, die durch die Fesseln des Imperialismus erdrückt werden.


